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An die
Oberbürgermeisterin Claudia Kalisch
z. H. Ratsbüro
Am Ochsenmarkt 1
21335 Lüneburg

Günzburg, 12.09.2022

Anfrage zur Sitzung des Mobilitätsausschusses am 27.09.2022

Stand der Umsetzung Mobilitätskonzepte

Sehr geehrte Mitglieder des Mobilitätsausschusses,
sehr geehrter Herr Moßmann,

im Namen der Lüneburger Studierendenschaft frage ich an, wie es um die Umsetzung der 
nachfolgenden Verkehrskonzepte steht:

• Verkehrskonzept der Universität Lüneburg
• 10 Erstmaßnahmen für den Start einer Verkehrswende in Lüneburg

Zu den Konzepten:

Das Verkehrskonzept der Universität enthält sechs Vorschläge:

1. Reaktivierung von Bahnstrecken i. V. m. einem Haltepunkt Kurpark/ Universität
2. Businformationssystem (nicht nur) für die Universität
3. Freigabe des Radverkehrs in der Südhälfte des Kurparks in Verbindung mit der 

Ausschilderung einer Radschönroute Saline - Kurpark - Universität - Bockelsberg (und 
weiter)

4. Ausschilderung einer Radschönroute Bahnhof - Lösegraben - Wilschenbruch - 
Universität/ Deutsch Evern (mit Anschluss an eine Nordroute aus/ nach Adendorf/ 
Scharnebeck und weiter

5. Netzunterbrechung Scharnhorststraße und Gestaltung eines Quartiersplatzes
6. Versuchsweise Reduktion der Stellplatzzahl für die Universität auf vertraglicher Basis

Das Konzept wurde im Mai 2022 vom Präsidium verabschiedeten und anschließend der Stadt
zugestellt. Ausgearbeitet wurde es von Prof. Peter Pez in enger Absprache mit dem 
Leuphana-Vizepräsidenten Christian Brei. 



Die  10  Erstmaßnahmen  für  den  Start  einer  Verkehrswende wurden  von  Sebastian
Heilmann,  Fachdienstleiter  Mobilität  beim  Landkreis  Lüneburg  und  ehemaligem
Mobilitätsbeauftragten der Hansestadt Lüneburg, sowie Prof. Pez erarbeitet. Seit bald einem
Jahr – seit Ende 2021 – liegt dieses Konzept Oberbürgermeisterin Claudia Kalisch vor. Das
Konzeptpapier enthält folgende Radverkehrsmaßnahmen:

1. Fußgängerüberweg Uelzener Straße nahe Munstermannskamp
2. Salzstraße am Wasser / Treidelweg
3. Kurpark-Südhälfte
4. Hasenburger Berg
5. Elsterallee
6. Nord-Süd-Fahrrad-Magistrale von Adendorf – Lüneburg-Zentrum – Deutsch Evern
7. Busmängelanalyse
8. Regio-S-Bahn für Stadt und Landkreis Lüneburg
9. Verkehrsneuordnung in Lüneburg – probieren, evaluieren, Umweltverbund stärken
10. Quartiersplätze für mehr Wohnumfeldqualität in den Stadtteilen – z. B. Kreideberg

Zu der geplanten Umsetzung einzelner Maßnahmen der beiden Konzepte – wie bspw. der
Bahnreaktivierung oder der Freigabe der Kurpark-Südhälfte für den Radverkehr – wurde uns
bereits im Mobilitätsausschuss berichtet. 

Fragen:

Ist geplant, alle Maßnahmen der zwei Konzepte umzusetzen? Wenn ja, wie sieht der
konkrete Zeitplan für die Umsetzung aus? Welche Schritte wurden bereits in die Wege
geleitet? Welche werden wann genau folgen?

Im Namen der Studierendenschaft,

Johanna Büchele

Beratendes Mitglied des Mobilitätsausschusses für den AStA der Universität
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Apl. Prof. Dr. Peter Pez        Stand: Mai 2022 
Institut für Stadt- und Kulturraumforschung 
Leuphana Universität Lüneburg 
pez@uni.leuphana.de 
 

Zehn Erstmaßnahmen für den Start einer Verkehrswende in Lüneburg 

Mit der Umsetzung des Verkehrsentwicklungsplanes bzw. der Einführung einer innerstädti-
schen Verkehrsberuhigung war Lüneburg 1993 unter den Vorreitern einer modernen, umwelt- 
und sozialverträglichen Verkehrspolitik zu finden. Seitdem hat es keine größeren Schritte für 
Nachhaltigkeit im Verkehr mehr gegeben. Das oft proklamierte „Entwickeln“ im Verkehrs-
entwicklungsplan beschränkte sich eher auf den Erhalt des Status quo zugunsten des Autover-
kehrs. Für einen ebenfalls oft proklamierten Vorrang für den ÖPNV wurde nicht nur nichts 
unternommen, sondern sogar noch die Ampelbevorrechtigung im Bahnhofsbereich abge-
schaltet. Die Chance, ein Regional-S-Bahn-System zu entwickeln durch Intensivierung der 
Wendlandbahn und Reaktivierung der Strecken nach Bleckede und Amelinghausen, wurde 
negiert und blockiert. Die für eine Stadt wie Lüneburg enormen Potenziale des Radverkehrs 
wurden nicht erkannt und daher nicht adäquat gefördert. Die Worte im VEP-Beschluss 1990 
„Es gilt: Fahrrad vor Auto“ wurden nie mit Leben erfüllt. Dem Fußverkehr wurde, abgesehen 
vom Stadtzentrum, nirgendwo Priorität eingeräumt. Lüneburg ist verkehrspolitisch längst 
wieder in das untere Mittelfeld abgerutscht, die schlechter werdenden Noten beim ADFC-
Fahrradklimatest zeigen das beispielhaft. Die Verkehrssituation gleicht heute in vielerlei Hin-
sicht derjenigen von 1990: Die durch Baupolitik und Einwohner(innen)wachstum provozierten 
Verkehrsmengen führen erneut zu Verkehrsengpässen und die Kraftfahrzeuge stehen einan-
der selbst im Wege – es ist nicht der Umweltverbund, der Staus erzeugt! Eine Verkehrswende 
tut not, keineswegs nur aus allgemeinen Klima- oder Umweltschutzgründen, die Verkehrsver-
hältnisse in Lüneburg schränken die Lebens- und Aufenthaltsqualitäten für Bewohner/innen 
und Besucher/innen merklich ein. Die Verkehrswende wird die nächsten Jahre der Stadtpolitik 
zu einem erheblichen Anteil bestimmen müssen. Zum einen Teil können wir uns dabei an 
Lösungen orientieren, die andere Städte bereits erfolgreich vormachen. Zum anderen Teil 
geht es um das Finden eigener, ortsangepasster Verbesserungen, die ihrerseits womöglich 
Vorbildfunktion für andere Städte entwickeln können.  
 
Die nachfolgende Sammlung stellt einen Ideenauftakt dar, gespeist durch vieljährige Erfah-
rung als in der Region Forschender, Arbeitender, Wohnender. Die formulierten zehn 
Erstmaßnahmen verstehen sich als Einstiegstore in eine Verkehrswende. Das bedeutet jedoch 
nicht, dass nach Abarbeitung der zehn Erstmaßnahmen die Hände in den Schoß gelegt werden 
dürfen, denn sie verstehen sich exemplarisch, sie repräsentieren Arbeitsfelder, in denen viel 
Handlungsdruck steckt. Ziel des Ideenauftaktes ist es, in Lüneburg seitens Verkehr und Mobi-
lität flächendeckend die Lebens- und Aufenthaltswerte zu steigern. Dieses Bemühen darf nicht 
auf unser Juwel, die Altstadt, beschränkt bleiben. 
 
  



1) Fußgängerüberweg Uelzener Straße nahe Munstermannskamp 
 

 

 
 
 
 
 
Kaum zu glauben: Eine Bremsschwelle erschwert das Erreichen eines Fußgängerüberweges! 
Bremsschwellen dienen der Verkehrsberuhigung des Kfz-Verkehrs, sie für den nichtmotori-
sierten Verkehr einzusetzen widerspricht allen Grundsätzen der Umweltverbundförderung. In 
der jetzigen Situation werden neben dem Radverkehr, für den es sich um eine sehr wichtige 
Querung handelt, auch mobilitätseingeschränkte Mitbürger/innen stark beeinträchtigt.  
Grund für die Maßnahme waren einst Unfallgefahren für kreuzenden Radverkehr, die aber 
durch die Entfernung einer Radlerfurt (siehe älteres rechtes Foto) zum Teil erst provoziert 
wurden. Kreuzender, nichtmotorisierter Verkehr lässt sich jedoch sicher gestalten: 
 

- Wiedereinrichtung der Radlerfurt neben dem Fußgängerüberweg, nun aber mit einer 
Rotfärbung und Fahrrad-Piktogramm, 

- bei Bedarf Einrichtung orangefarbener Blinkampeln, ähnlich wie beim Kreisverkehr an 
der Bögelstraße, 

- wenn (überhaupt) Bremsschwellen, dann für den Kfz-Verkehr, damit die Überfahrung 
dieser wichtigen Querung für Fuß- und Radverkehr mit genügend Vorsicht erfolgt. Man 
kann aber auch mit Warn- oder Haltepiktogrammen die Situation verdeutlichen. 

 
Grundprinzip: Unfallrisiken dürfen in Zukunft nicht mehr dazu führen, dass Fuß- und Radver-
kehr restriktiv benachteiligt werden. Ihr Verkehrsfluss ist nicht weniger wert als jener des mo-
torisierten Verkehrs und im Zuge einer umwelt- und sozialverträglichen Verkehrspolitik muss 
ihnen sogar Priorität gegeben werden. 
 
Wie geht’s weiter?  
Alle Barrieren für Fuß- und Radverkehr müssen sukzessive abgebaut werden. An Querungs-
stellen gilt es, Ampelphasen auf Fuß-/Radverkehrstauglichkeit zu überprüfen sowie bei Be-
darfsampeln die Dunkelschaltung mit Sofortgrünanforderung einzuführen, z. B. bei Theodor-
Heuss-Straße/Am Kaltenmoor nahe dem Lidl-Discounter. 
  

So war es früher. 

Und so könnte es bspw.  werden: 

Göttingen 

Erlangen Lüneburg , Bögelstr 



 
2) Salzstraße am Wasser / Treidelweg 

 
Kaum zu glauben: Natursteinpflasterstraßen gehören zum Alt-
stadtbild Lüneburgs dazu, aber muss dies immer und überall 
zum Leidwesen für Fuß- und Radverkehr geschehen? Ist es 
nicht längst Zeit, denkmalpflegerische und touristische Belange 
mit den Alltagsansprüchen Nichtmotorisierter neu auszutarie-
ren? Unebene Pflaster erschweren schon das normale Gehen 
durch Stolper- und Umknickrisiken, Menschen, die auf Rollato-
ren oder Rollstühle angewiesen sind, tun sich noch schwerer 
mit unebenem Pflaster. Auch Radfahrende empfinden es als 
Zumutung. Die Salzstraße am Wasser und in Fortsetzung der 
gepflasterte Teil des Treidelweges westlich der Ilmenau auf Hö-
he des Behördenzentrums sollen ein Versuchsfeld werden für 
Möglichkeiten, die verschiedenen Nutzungsansprüche mitein-
ander zu verträglich zu regeln. In den städtebaulich sensibels-
ten Bereichen empfiehlt sich hierfür die Sägung des Pflasters, wodurch sich der optische 
Eindruck der Straße nicht ändert, die gesägte und dadurch glatte Oberfläche aber 
anschließend eine bequeme und sichere Nutzung erlaubt. Das Sägen der Steine muss nicht für 
die gesamte Straßenoberfläche erfolgen, es reicht, dies auf Streifen am Fahrbahnrand zu 
begrenzen. Längsstreifen dienen vor allem einer Verbesserung des Fahrradkomforts, 
Querstreifen der Überquerung durch Zufußgehende, Rollatoren- und Rollstuhlnutzer(inne)n. 
Die Steinsägung eignet sich für die Salzstraße am Wasser wie für viele Altstadtstraßen. Am 
Beginn des Treidelweges gibt es ebenfalls ein sehr unebenes Pflaster, was den dort verlau-
fenden Ilmenauradweg in seiner Attraktivität als Alltagsroute zwischen Lüneburg und 
Bardowick stark beeinträchtigt. Ein Altstadtensemble ist hier angesichts des modernen Baues 
des Behördenzentrums nicht mehr gegeben. Hier kann auch eine streifenweise Teilent-
siegelung oder das Verlegen eines Streifens mit ebener Pflasterung Abhilfe schaffen.  
 
Grundprinzip: Inklusion mobilitätseingeschränkter Personen ist eine große gesellschaftliche 
Aufgabe und darf sich nicht auf Bildungspolitik beschränken, sie beginnt eigentlich im öffent-
lichen Raum. Die Nutzbarkeit städtischen Raumes für nichtmotorisierte Mobilität durch Bar-
rierefreiheit ist ein dringendes Anliegen und verlangt Priorität. 
 
Wie geht’s weiter?  
Alle Natursteinpflasterstraßen in Lüneburg sollen künftig darauf überprüft werden, wo und in 
welcher Form Erleichterungen für Fuß- und Radverkehr erforderlich sind. Dies gilt es dann 
sukzessive umzusetzen. 
 
  



3) Kurpark-Südhälfte 
 
Kaum zu glauben:  
Der Radverkehr wird in Lüne-
burg auf Hauptverkehrsstraßen 
gedrängt. Der städtische Süden 
leidet darunter ganz besonders. 
Obwohl der Arthur-Illies-Weg 
als kombinierter Geh- und Rad-
weg eine Route zwischen Saline 
und Stadtzentrum im Norden 
zur Universität und bis in den 
Stadtteil Bockelsberg geradezu 
vorzeichnet, soll der Radverkehr 
die stark befahrene Uelzener 
bzw. Soltauer Straße benutzen. Radverkehrsförderung sieht anders aus! 
 
Attraktiver Radverkehr benötigt attraktive, das heißt sichere und schnelle Wege in angeneh-
mer Umgebung, vorzugsweise abseits der Hauptverkehrsstraßen. Zahlreiche im Südteil des 
Kurparkes widerrechtlich dort fahrende Radler/innen zeigen den eminenten Bedarf. Lösungen 
sind ist leicht möglich: 
 

- Im ersten Schritt Freigabe des Radverkehrs durch Anbringung von „Radverkehr 
frei“-Schildern (StVO-Zeichen 1022-10) unter die Gehwegsschilder in der Süd-
hälfte des Kurparkes; die Nordhälfte bleibt Zufußgehenden vorbehalten. 

- Beobachtung über ein halbes Jahr, ob sich eine allseits verträgliche Situation 
zwischen Fuß- und Radverkehr ergibt. Bei Bedarf kann bereits während dieser Erpro-
bungsphase nachgesteuert werden, z. B. durch die Anlage von Parallelwegen (Tren-
nung von Fuß- und Radverkehr) in Richtung Pfarrer-Kneipp-Weg.  

 
Grundprinzip: Radverkehr ist genauso umwegeempfindlich wie Fußverkehr, auch die Ansprü-
che an eine attraktive, lärmärmere und gegenüber dem Kfz-Verkehr sicherere Routenführung 
sind prinzipiell dieselben. Zukünftig muss deshalb das Wegenetz für Radfahrer/innen ähnlich 
dicht gewoben werden wie für Fußgänger/innen. Reine Nur-Gehwege provozieren formal re-
gelwidriges Verhalten und vergiften so das Verkehrsklima, sie darf es nur noch in wenigen 
Ausnahmefällen geben, stattdessen aber kombinierte Geh-/Radwege überall dort, wo abkür-
zend Straßen und Quartiere miteinander verbunden werden. 
 
Wie geht’s weiter?  
Straßen- und quartiersverbindende Verbindungen müssen zukünftig weitestgehend für Fuß- 
und Radverkehr nutzbar sein. Dies soll innerhalb eines Jahres flächendeckend umgesetzt wer-
den durch die Entfernung von unnötigen Schildern (analog zum shared-space-Ge-
danken), durch die Ergänzung des Radfahrer-frei-Schildes oder durch die Ausschil-
derung als kombinierter Geh- und Radweg (StVO-Z. 240).  
 
  



4) Hasenburger Berg  

Kaum zu glauben: Seit den 1980-er 
Jahren werden mehr und mehr 
Einbahnstraßen in Gegenrichtung 
für den Radverkehr geöffnet. Was 
anfangs aus Verkehrssicherheits-
gründen undenkbar erschien, erwies 
sich durch das Kopieren des 
niederländischen Vorbildes als wich-
tiges Instrument, um für den Rad-
verkehr die wichtige „Netzdurch-
lässigkeit“ zu schaffen. Der Ver-
kehrssicherheit schadete das nicht, 
denn der Blickkontakt zu Auto-
fahrenden ermöglicht ein verträg-
liches Miteinander. Eine Reihe von Einbahnstraßen wurde auch in Lüneburg für den 
Radverkehr in Gegenrichtung befahrbar gemacht, aber diese erfreulichen Ansätze 
waren komplett verebbt, erst im Februar 2022 wurde mit der Kefersteinstraße der 
„Faden“ wieder aufgenommen. Es bleibt aber noch viel zu tun, auch bei Zufahrts-
verboten (ohne Einbahnstraßensituation) und Abbiegegeboten. Meist reicht dazu 
die Anbringung von „Radverkehr frei“-Schildern (StVO-Zeichen 1022-10) aus, mit-
unter müssen ergänzende Regelungen geschaffen werden (Schutzstreifen, Radfahrstreifen, 
Gehwegmitbenutzung, einzelne Parkverbote zur Schaffung von Ausweichgelegenheiten, auch 
die Verkehrszeichen 125 „Achtung Gegenverkehr“ und 208 „Gegenverkehr Vorrang gewäh-
ren“ usw.). Für nahezu jede Straßensituation gibt es eine adäquate Lösung, um Barrierefreiheit um-
zusetzen.  

Grundprinzip: Radverkehr ist genauso umwegeempfindlich wie Fußverkehr und er muss ge-
mäß den Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA) flächendeckend gefördert werden. 
Verkehrsrechtliche Barrierefreiheit ist dafür zwingend erforderlich. Attraktiver Radverkehr 
benötigt flächendeckende Netzdurchlässigkeit, selbst für kurze Strecken! 
 
Wie geht’s weiter?  
Binnen zwei Jahren sollen alle verkehrsrechtlichen Regelungen fahrradgerecht ausgestaltet 
sein. Viele Anweisungen sind nur für die Leitung des Autoverkehrs sinnvoll. Dort, wo sie eine 
Befahrung durch Radverkehr behindern, wird eine Umbeschilderung oder Schildergänzung 
vorgenommen, die dem Radverkehr rechtliche Barrierefreiheit gewährt. Die Bedarfe hierfür 
liegen durch eine Leuphana-Studie seit Juni 2018 der Stadtverwaltung vor. 

 

 

         frei 



  

5) Elsterallee 

Kaum zu glauben: „Radverkehr frei“ zeigt 
ein Schild, aber so frei dann doch wieder 
nicht: Eine Umlaufsperre erschwert hier die 
Passage mit dem Lastenrad. Mit Kinder- 
oder Lastenanhänger wäre die Passage 
noch problematischer. Im Autoverkehr 
nennt man das eine „Schikane“ und schi-
kaniert fühlen sich Radler/innen an vielen 
Stellen in Lüneburg.  

Die Elsterallee ist ein kleines Bindeglied in 
einem umfassenden Radverkehrsnetz. Sie 
führt zu einer der nicht sehr zahlreichen Brückenquerungen über die Gleisanlagen der Bahn-
strecke nach Hannover und verbindet damit den Stadtteil Wilschenbruch mit dem östlichen 
Tiergarten inklusive KZ-Ehrenmal. Von dort gelangt man zum Deutsch-Evern-Weg und kommt 
östlich des Waldfriedhofes zum Wohngebiet Bülows Kamp. Hauptverkehrsstraßen sind dann 
nicht mehr begleitend abzuradeln, sondern nur noch zu kreuzen. Am konkreten Ort der 
Elsterallee muss die im Bild zu sehende hintere Barriere entfernt werden. Die vordere Barriere 
kann bleiben, muss aber in ihrer Position verändert werden und „schief“ auf die 
Straßenfahrbahn zuführen. 

Grundprinzip: Dem Radverkehr dürfen keine Hindernisse in den Weg gestellt werden, physi-
sche Barrierefreiheit ist für Radverkehrsförderung zwingend. Viele Umlaufsperren können 
ersatzlos entfallen. Andere bedürfen eines Ersatzes z. B. durch Fahrbahnmarkierungen, Que-
rungshilfen, Warnhinweise, die die Passierbarkeit für den „volumigeren“ Radverkehr nicht 
beeinträchtigen. Auch Steck- und Umlegepfosten sind in dieser Hinsicht zu überprüfen. Ziel ist 
eine Durchfahrtsbreite von 1,50 m, mindestens 1,30 m. Die Durchfahrtshinderung für Kraft-
fahrzeuge, die solche Pfosten verhindern sollen, bleibt dann gewährleistet. 
 
Wie geht’s weiter?  
Innerhalb von zwei Jahren soll auf Basis der Leuphana-Studie von 2018 Lüneburg auch phy-
sisch für den Radverkehr barrierefrei werden. Transporte von Kindern, Gepäck oder auch kör-
perbehinderten Menschen dürfen nicht mehr an Sperranlagen scheitern. Diejenigen, die es im 
Radverkehr im wahrsten Wortsinne besonders schwer haben, dürfen nicht auf umwegige Rad-
wege entlang von Hauptverkehrsstraßen abgedrängt werden.  

 

  



6) Nord-Süd-Fahrrad-Magistrale von Adendorf – Lüneburg-Zentrum – Deutsch Evern 
 
Kaum zu glauben: Lüneburg besitzt ein dichtes 
Netz von Straßen und Wegen, das für den Radver-
kehr und kleinräumig auch für den Fußverkehr 
lärm- und abgasarme, ampelarme und daher 
schnelle sowie mangels Autoverkehr auch sichere 
Routen offeriert – aber sie werden nicht in Wert 
gesetzt! Stattdessen wurden Radcityrouten ent-
lang der Hauptverkehrsstraßen ausgeschildert. Die 
Landeszeitung wies zusammen mit der Leuphana 
Universität in einer Artikelserie 2017/18 auf diesen 
Missstand, aber auch die darin schlummernden 
Potenziale hin. Trotz durchweg hohen Zuspruches 
aus allen politischen Lagern ist seitdem nichts passiert. Ohne Wegweisung dauert es aber oft 
viele Jahre, bis neue (und durchaus auch etablierte) Bewohner/innen der Stadt und der Vor-
orte diese hoch attraktiven Wege finden. Statistisch wechselt durch Umzüge jährlich ca. 1/11 
der Lüneburger Einwohnerschaft. 
 
Eine der längsten und wichtigsten Radschönrouten geht über Lüneburgs Stadtgrenzen hinaus: 
Vom Kirchweg und Surenwinkel in Adendorf durch das Lüner Holz über den Lüner Weg zum 
Bahnhof oder über Lüner Damm/Altenbrücker Damm zwischen Bahnhof und Stadtzentrum 
vorbei zum Lösegrabenweg entlang des neuen Stadtteils Ilmenaugarten nach Wilschenbruch. 
Von dort geht es weiter durch den Tiergarten nach Deutsch Evern oder nach Südwesten ab-
zweigend zur Leuphana. Auf diese Weise werden Universität, Stadtzentrum und Bahnhof mit 
wichtigen Wohnbereichen Lüneburgs bis in die Vororte verbunden. Diese Route muss per 
Wegweisung beschildert werden; hierzu bedarf es der Zusammenarbeit mit den Vorortge-
meinden. In Lüneburg müssen zudem einige Wegebeläge erneuert werden bzw. im Lüner/Al-
tenbrücker Damm sind mit dem Fahrrad bequem befahrbare Fahrstreifen anzulegen. An der 
Dahlenburger Landstraße ist eine Querungshilfe erforderlich.  
 
Grundprinzip: Radverkehr muss, um für die Verkehrswende an Attraktivität zu gewinnen, 
schneller, bequemer und sicherer werden. Genau dies wird mit dem Radschönroutenprinzip 
und dem beim Bundesverkehrsministerium im Modellvorhaben Rad etablierten Projekt „Rad-
verkehrsförderung 3.0“ verfolgt und soll in Lüneburg flächendeckend umgesetzt werden. 
Radschönrouten sind keine „Nebenrouten“, sondern ergänzende Hauptrouten! 
 
Wie geht’s weiter?  
Die oben genannte Magistrale ist nur der Auftakt. Innerhalb von 3 Jahren sollen flächende-
ckend alle wichtigen Radialrouten und Querverbindungen per Wegweisung ausgewiesen sein. 
Erforderlich dazu ist die schon angesprochene Barrierefreiheit. Verkehrsregelhemmnisse und 
physische Hürden gilt es zu beseitigen. An einigen Stellen sind Weglückenschlüsse vorzuneh-
men, beispielsweise entlang der Strecke der Buchholzer Bahn zwischen Ochtmissen und Vö-
gelsen (von dort führt bereits ein Rad- und Wanderweg weiter nach Mechtersen) oder zwi-
schen Volgershall und Reppenstedt über den Weg „Hasenwinkel“. 
 
 
 



 
7) Busmängelanalyse  

 
Kaum zu glauben: Über Jahr-
zehnte wurde für den ÖPNV 
oberste Priorität proklamiert, 
aber real wurde für ihn äußerst 
wenig gemacht, vielmehr etli-
che Hürden in den Weg gesetzt. 
Im Bild zu sehen: Würde in der 
viel zu weit vorgezogenen 
Linksabbiegerspur ein PKW vor 
roter Ampel halten, könnte der 
Bus vom Hanseviertel kom-
mend nicht in die Bleckeder Landstraße einbiegen. Es blieb leider nicht bei diesen „Mikrohin-
dernissen“. Im Verkehrsentwicklungsplan war die busbeeinflusste Ampelanlage im Kreuzungs-
bereich Bahnhofstraße / Dahlenburger Landstraße ein wichtiges Element. Dieses System wur-
de abgeschaltet, um die Gelder in die Aufrechterhaltung des Verkehrssteuerungssystems für 
den Stadtring zu stecken. Das ist Autoverkehrsförderung, nicht ÖPNV-Förderung! 
 
Die KVG und die Leuphana Universität arbeiten derzeit in einem Projekt zusammen, mittels 
dessen Meldungen der Busfahrer/innen über verkehrsplanerisch bedingte Hindernisse syste-
matisch erfasst und ausgewertet werden. Ziel muss es sein, nach Vorlage des Berichtes – 
voraussichtlich im 2. Quartal 2022 – diese Hürden schnellstmöglich zu beseitigen. Das ist 
mitunter sehr einfach. Im oben abgebildeten Verkehrsraum muss die Haltelinie der Links-
abbiegerspur nur um einige Meter zurückverlegt werden, sodass der Kurvenradius des Busses 
nicht beeinträchtigt wird.  
 
Grundprinzip: Im Beschluss für den VEP 1990 stand „Es gilt: Fahrrad vor Auto!“. Richtiger 
wäre: „Bus und Fahrrad vor Auto“, und das gilt es jetzt umzusetzen! Es reicht nicht, Busse und 
Bushaltestellen barrierefrei auszugestalten, die Busse selbst müssen barrierefreie Fahrt be-
kommen! 
 
Wie geht’s weiter?  
Die Beseitigung der „Mikrohindernisse“ kann nur ein erster Schritt innerhalb der nächsten 2-
3 Jahre sein. Innerhalb dieser Frist muss die Busbeeinflussung der Ampelanlage im oben ge-
nannten Kreuzungsbereich, wo alle Buslinien verkehren, wiederhergestellt werden. Darüber 
hinaus müssen langfristig auch an anderen Ampelanlagen Busvorrangschaltungen integriert 
werden. Ziel muss es sein, dass Busse nur noch an Haltestellen halten, nicht mehr vor roten 
Ampeln. 
 
 
  



8) Regio-S-Bahn für Stadt und Landkreis Lüneburg 
 
Kaum zu glauben: Schienenverkehr ist 
schnell, hauptsächlich weil Züge nicht 
im Kfz-Stau stehen. Daher weiß man um 
die Attraktivität eines ÖPNV mit Stra-
ßenbahnen, U- und S-Bahnen, auch in 
punkto Gepäck-, Kinderwagen-, Roll-
stuhl- und Fahrradtransport. Die Lauf-
ruhe im Vergleich zum Bus ermöglicht 
zudem entspanntes Lesen oder Gesprä-
che mit dem Gegenüber. Trotzdem wur-
den die Potenziale einer möglichen 
Schienenintegration in den Lüneburger 
ÖPNV missachtet. Die ersten Reaktivie-
rungsbemühungen um die Strecken 
nach Bleckede und Amelinghausen wur-
den brüsk abgewiesen und selbst nach dem eindrucksvollen, zweimaligen Probe-S-Bahnbe-
trieb wandelte sich die Haltung nur zu einem „Jein“ zur Schienennutzung, denn Haltepunkte 
innerhalb von Lüneburg wollte man über den Bahnhof hinaus weiterhin nicht haben.  
 

Eine Regio-S-Bahn verknüpft innerstädtische Anbindungen (= S-Bahn-Charakter) mit der regio-
nalbahnartigen Erschließung der Siedlungen im Umland. So entstehen schnelle und komfor-
table Bedienungen nicht nur innerstädtisch, sondern auch zu den Vororten und zu weiteren 
Siedlungen im Landkreis. Durch eine entsprechende Taktung kann ein Anschluss an die Regio-
nalverbindungen der Hauptbahnen, insbesondere nach Hamburg und Hannover, erreicht wer-
den. Aber auch Lüneburger Ziele wie die Universität, das Schulzentrum Oedeme oder (vom 
Endhalt Bahnhof aus) die Beruflichen Schulen erhalten auf diese Weise eine verbesserte Er-
reichbarkeit. Mehrere Lüneburger Wohngebiete erhalten so auch schnelle Anbindungen an 
den Schienenfernverkehr. Die zunehmende Attraktivität von Vororten durch eine Regio-S-
Bahn-Anbindung kann zudem Baulandnachfrage in die Region lenken und den überhitzten 
Grundstücksmarkt in und um Lüneburg entlasten. Zusätzlich wird der ländliche Raum des 
Landkreises gestärkt. Die Stadt Lüneburg soll sich umgehend für die Reaktivierung des Schie-
nenpersonenverkehrs auf den Strecken nach Bleckede und Amelinghausen/Bispingen (ggf. bis 
Soltau) stark machen und ausdrücklich die Anbindung der existierenden innerstädtischen 
Haltepunkte befürworten. Dafür kann auch angeboten werden, die Stadtstrecken und unmit-
telbaren Vororte zuerst zu erschließen, um anschließend ins Umland auszuweiten. 
 
Grundprinzip: Rückenwind für die Bahn! Ein schneller, komfortabler Transport von Personen 
und Gepäck, der gegenüber dem Auto konkurrenzfähig ist, kann vor allem der Schienenver-
kehr leisten. Der SPNV (Schienenpersonennahverkehr) soll auch für Lüneburg das neue ÖPNV-
Rückgrat werden, welches jegliche Unterstützung erfahren muss. 
 
Wie geht’s weiter?  
Die Reaktivierung der beiden genannten Bahnstrecken reicht nicht. Wir brauchen auch eine 
Intensivierung des Personenverkehrs auf der Wendlandbahnstrecke. Stundentakt muss das 
Ziel sein, zumindest bis Dahlenburg. Der Halt in Wendisch Evern darf nicht verlorengehen. 
Bahnhaltepunkte sind immer auch mögliche Standorte für Park/Bike & Ride; Züge erreichen 
aus den Randzonen, anders als Busse, die Innenstadt und den Bahnhof in wenigen Minuten! 



9) Verkehrsneuordnung in Lüneburg – probieren, evaluieren, Umweltverbund stärken 
 

Kaum zu glauben: Andere Städte betreiben 
längst intensiv Verkehrsberuhigung auch außer-
halb des Stadtzentrums und gewinnen damit 
Flächen für Fuß-/Radverkehr sowie Aufenthalts-
flächen für Bewohner/innen zurück, in Lüneburg 
gilt immer noch das Prinzip, dass der Autover-
kehr auf kürzestem Wege sein Ziel erreichen kön-
nen soll. Dies induziert unnötig viel Autoverkehr, 
der sich dann in Staus selbst im Wege steht. 
Gleichzeitig werden Fuß- und Radverkehr auf 
Bordsteinwege zusammengepfercht, wo auf-
grund der Enge Aggressionen (und auch echte Ri-
siken) entstehen zwischen Verkehrsteilnehmer-
(inne)n, die eigentlich „im selben Boot sitzen“.  
 
In Hamburg werden vierspurige Straßen in zwei-
spurige rückgebaut, dafür Busspuren und/oder 
breite Radfahrstreifen angelegt. In Lüneburg gibt 
es so breite Straßenräume seltener, sehr wohl 
aber kann man über Einbahnstraßensysteme 
kombinierte Bus- und Radspuren (ebenerdig 
oder bergab) oder auch die unechte Einbahnstra-
ße anwenden, mit Gegenverkehr nur für Busse, 
Radverkehr sowie Dienstfahrzeuge (Rettungs-
dienst, Polizei, Feuerwehr, Müllabfuhr). In Bau-
stellenzeiten wurde die Einbahnführung in Lüne-
burg schon erprobt – der Verkehr brach nicht zu-
sammen! Angestrebt ist nun, in eine systemati-
sche Erprobung für einen Dauerbetrieb einzustei-
gen, zunächst für eine Straße und 2-3 Monate, 
um Erfahrungen zu sammeln und auszuwerten. 
Die Einbahnführung bleibt auf innerstädtische 
Straßenanteile beschränkt, wo parallel Alterna-
tivstrecken für die Gegenrichtung zur Verfügung 
stehen. Bleckeder Landstraße, Uelzener Straße 
und Soltauer Straße eignen sich besonders für 
diese Verkehrsversuche. 
 
Grundprinzip: Vorrang soll nicht mehr der motorisierte Verkehr haben, sondern Anwohnende, 
Passanten, der Rad- und auch der Busverkehr; Letzterer und Rettungsdienste profitieren, da 
ihnen die direkten Wege erhalten bleiben und sie dort schneller vorankommen als bisher.  
 
Wie geht’s weiter?  
Einbahnregelungen lassen sich im Erfolgsfall sukzessive ausweiten. Autofahrende von außer-
halb wird das nicht stören, denn jedes Ziel bleibt erreichbar. Für den Nahraum Lüneburgs wird 
aber Rad- und ÖPNV-Attraktivität zunehmen, Autobinnenverkehr dafür abnehmen. 



10)   Quartiersplätze für mehr Wohnumfeldqualität in den Stadtteilen – z. B. Kreideberg 
 
Kaum zu glauben: Die Altstadt und Kaltenmoor haben – fördermittelbedingt – viel Aufmerk-
samkeit erfahren, andere Stadtteile aber vorwiegend nur dann, wenn es um neue Bauland-
flächen ging. Auch die Bewohner/innen der vielen anderen Stadtteile haben eine Quartiers-
aufwertung verdient, denn 
die in früheren Jahrzehnten 
gebauten Strukturen genü-
gen häufig nicht mehr den 
Ansprüchen für ein attrakti-
ves Wohnumfeld. Das be-
trifft auch ganz stark den 
motorisierten Verkehr, dem 
früher unhinterfragt viel 
Raum gegeben wurde. Auf 
diese Weise erhielt im Stadt-
teil Kreideberg die Thorner 
Straße eine Funktion als 
Durchgangsstrecke, für die 
sie nie geplant war und die 
sie auch nicht verträgt.  
 
Dies kann man ändern. Der südliche Ostpreußenring ist für Verkehre 
gebaut worden, die im Stadtteil weder Quelle noch Ziel haben. Dort-
hin kann man den Verkehr verlagern, indem zwischen Geschäftszen-
trum und Christiani-Schule der Thorner Platz für die Durchfahrt ge-
sperrt wird. Die Passage wäre dann nur noch für den Radverkehr so-
wie – über versenkbare Poller – den ÖPNV und mit einem Sender 
ausgestattete Dienstfahrzeuge (Rettungsdienst, Polizei, Feuerwehr, 
Müllabfuhr) möglich. Weniger Durchgangsverkehr bedeutet weniger 
Lärm, Emissionen und Unfallrisiken = mehr Wohn- und Aufenthalts-
qualität. Große Teile der Fahrbahnfläche und auch einige Stellplätze 
können dem Wochenmarkt, Stadtteilfesten, Spiel, Begegnung und 
Aufenthalt zugutekommen. 
 
Grundprinzip: Vor allem bei Plätzen soll Verkehrsberuhigung den Au-
toverkehr reduzieren und in mehr Wohnumfeldqualität münden.  
 
Wie geht’s weiter?  
Schon jetzt drängen sich weitere Orte zum Handeln auf. Eine Durch-
fahrtssperre in der Scharnhorststraße könnte helfen, einen ruhigen 
Quartiersplatz zwischen Blücher- und Gneisenaustraße zu entwickeln 
und entlang der gesamten Straße den Verkehrslärm aufgrund des 
Natursteinpflasters stark zu verringern. Die Keplerstraße in Neu Ha-
gen war einst für lokale Nahversorgung geplant, verlor diese Funktion 
aber komplett. Weniger Parkplätze, dafür Spielgeräte, Bänke und 
Begrünung könnten dort ein Areal entstehen lassen, das auch lokalen 
Handel oder mehr Gastronomie wieder dorthin bringt.  



Verkehr systemisch entwickeln 
 
Verkehrsplanung, die nur versucht, lokale Problemsymptome halbwegs zu kurieren, taugt 
nicht für eine Verkehrswende und die damit angestrebte Verbesserung der Lebensqualität in 
Stadt und Region. Verkehrsplanung muss größere Ziele (rot umrahmt) verfolgen. Die oben 
genannten 10 Erstmaßnahmen wollen genau dies und stehen stellvertretend für Maßnahmen-
bündel (blau umrahmt), die nun in Angriff genommen werden sollten: 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die systemische Entwicklung der Verkehrsstrukturen bleibt nicht auf den Bereich der Mobilität 
beschränkt, sondern beeinflusst viele weitere Lebensbereiche: Wohnumfeld-/Aufenthalts-
qualität, Immobilienmarkt, Nahversorgung. Es wird Zeit, diese komplexen Verbindungen auf 
einen nachhaltigen, zukunftsorientierten Entwicklungspfad zu bringen. Eine echte Verkehrs-
entwicklungsplanung, die für alle Verkehrsteilnehmer/innen Zielerreichbarkeit sichert und 
darin Anreize und Anstöße für umwelt- und sozialverträgliche Mobilität setzt, ist dafür eine 
Schlüsselstrategie. Dies erfordert eine Wende, eine Neuausrichtung der Politik in der Stadt, 
aber auch in den Umlandgemeinden, mit denen man verstärkt ins Gespräch kommen müsste. 
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